
  26.05.1972 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.05.1972 

Geschäftszahl 

2177/70 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 0175/54 E 27. Juni 1956 RS 1 

Stammrechtssatz 

Die Verpflichtung der Behörde, in der Begründung des Bescheides anzugeben welche Erwägungen bei einander 
widersprechenden Beweisergebnissen maßgebend waren, das eine Beweismittel dem anderen vorzuziehen, hat 
zur Voraussetzung, daß ebenso, wie das Gutachten des ärztlichen Sachverständigen, auf das sich die Behörde 
stützt, sich nicht darauf beschränken darf, ein Urteil abzugeben, sondern eine ausreichende Begründung dieser 
Aussage aufweisen muß, auf das Gutachten von dem der Beschädigte verlangt, daß sich die Behörde mit ihm 
auseinandersetzen soll, hinsichtlich seiner Aussage ausreichend begründet sein muß. 


